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 JUSLINE Entscheidung
 Veröffentlicht am 23.10.2023

Entscheidungsdatum

23.10.2023
Norm

AlVG §17
AlVG §38
AlVG §46
B-VG Art133 Abs4
VwGVG §15

1. AlVG Art. 2 § 17 heute
2. AlVG Art. 2 § 17 gültig ab 01.07.2025 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 66/2024
3. AlVG Art. 2 § 17 gültig von 01.08.2010 bis 30.06.2025 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 63/2010
4. AlVG Art. 2 § 17 gültig von 01.07.2010 bis 31.07.2010 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 5/2010
5. AlVG Art. 2 § 17 gültig von 01.01.2008 bis 30.06.2010 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 104/2007
6. AlVG Art. 2 § 17 gültig von 01.01.2005 bis 31.12.2007 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 77/2004
7. AlVG Art. 2 § 17 gültig von 01.05.1995 bis 31.12.2004 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 297/1995
8. AlVG Art. 2 § 17 gültig von 22.12.1977 bis 30.04.1995

1. AlVG Art. 2 § 38 heute
2. AlVG Art. 2 § 38 gültig ab 22.12.1977

1. AlVG Art. 3 § 46 heute
2. AlVG Art. 3 § 46 gültig von 01.07.2025 bis 30.06.2025 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 66/2024
3. AlVG Art. 3 § 46 gültig ab 01.07.2025 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 47/2025
4. AlVG Art. 3 § 46 gültig von 08.01.2018 bis 30.06.2025 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2018
5. AlVG Art. 3 § 46 gültig von 01.08.2010 bis 07.01.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 63/2010
6. AlVG Art. 3 § 46 gültig von 01.07.2010 bis 31.07.2010 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 5/2010
7. AlVG Art. 3 § 46 gültig von 01.07.2008 bis 30.06.2010 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 82/2008
8. AlVG Art. 3 § 46 gültig von 01.01.2005 bis 30.06.2008 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 77/2004
9. AlVG Art. 3 § 46 gültig von 01.01.1998 bis 31.12.2004 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 139/1997

10. AlVG Art. 3 § 46 gültig von 01.07.1996 bis 31.12.1997 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 201/1996
11. AlVG Art. 3 § 46 gültig von 01.05.1995 bis 30.06.1996 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 297/1995
12. AlVG Art. 3 § 46 gültig von 01.07.1994 bis 30.04.1995 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 314/1994
13. AlVG Art. 3 § 46 gültig von 01.07.1990 bis 30.06.1994 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 412/1990
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1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VwGVG § 15 heute
2. VwGVG § 15 gültig ab 01.07.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 109/2021
3. VwGVG § 15 gültig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 122/2013
4. VwGVG § 15 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2013

Spruch

,
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Im Namen der Republik!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gerhard HÖLLERER als Vorsitzenden und die
fachkundigen Laienrichter Rebecca FIGL-GATTINGER und Josef HERMANN als Beisitzer über die Beschwerde
der XXXX , geboren am XXXX , VN. XXXX , gegen den Bescheid des Arbeitsmarkservice (AMS) Gmünd vom
04.09.2023, betreffend die Zurückweisung ihres am 17.08.2023 eingelangten Vorlageantrags als verspätet,
zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gerhard HÖLLERER als
Vorsitzenden und die fachkundigen Laienrichter Rebecca FIGL-GATTINGER und Josef HERMANN als Beisitzer
über die Beschwerde der römisch 40 , geboren am römisch 40 , VN. römisch 40 , gegen den Bescheid des
Arbeitsmarkservice (AMS) Gmünd vom 04.09.2023, betreffend die Zurückweisung ihres am 17.08.2023
eingelangten Vorlageantrags als verspätet, zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz nicht zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel
133, Absatz 4, Bundes-Verfassungsgesetz nicht zulässig.

,

,

Text

Entscheidungsgründe:, Entscheidungsgründe:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

1.       Mit – nicht verfahrensgegenständlichem – Bescheid vom 20.04.2023 sprach das Arbeitsmarktservice
(AMS) Gmünd (in der Folge: belangte Behörde) gemäß § 38 in Verbindung mit § 17 Abs. 1 und in Verbindung
mit den §§ 44 und 46 Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AlVG), BGBl. Nr. 609/1977 in geltender Fassung,
aus, dass der Beschwerdeführerin Notstandshilfe ab dem 07.04.2023 gebührt1. Mit – nicht
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verfahrensgegenständlichem – Bescheid vom 20.04.2023 sprach das Arbeitsmarktservice (AMS) Gmünd (in
der Folge: belangte Behörde) gemäß Paragraph 38, in Verbindung mit Paragraph 17, Absatz eins und in
Verbindung mit den Paragraphen 44 und 46 Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AlVG), Bundesgesetzblatt
Nr. 609 aus 1977, in geltender Fassung, aus, dass der Beschwerdeführerin Notstandshilfe ab dem 07.04.2023
gebührt

Begründend führte die belangte Behörde aus, dass aufgrund der von der Beschwerdeführerin übermittelten
Einstellzusage der Fa. XXXX ihr Leistungsbezug mit 09.01.2023 eingestellt worden sei. Da sie ihren Antrag
auf Notstandshilfe am 07.04.2023 eingebracht habe, gebühre ihr ab diesem Tag Notstandshilfe.Begründend
führte die belangte Behörde aus, dass aufgrund der von der Beschwerdeführerin übermittelten Einstellzusage
der Fa. römisch 40 ihr Leistungsbezug mit 09.01.2023 eingestellt worden sei. Da sie ihren Antrag auf
Notstandshilfe am 07.04.2023 eingebracht habe, gebühre ihr ab diesem Tag Notstandshilfe.

2.       Dagegen richtete sich ihre am 22.05.2023 bei der belangten Behörde eingelangt Beschwerde.

Darin führte sie aus, dass sie sich schon längere Zeit darum bemüht habe, Asylwerber unterrichten zu
können, ihr jedoch bislang die notwendigen Zertifizierungen gefehlt haben. Erst aufgrund der Einstellzusage
der Fa. XXXX sei eine Übernahme durch die belangte Behörde möglich gewesen. Den viermonatigen Kurs
habe sie im Dezember 2022 begonnen und am 29. März 2023 abgeschlossen. Aufgrund der zeitlichen
Auslastung habe sie daher keine Möglichkeit gehabt, von ihrer Abmeldung zu erfahren, zumal sie in der
„Einschicht“ ohne eigenen Pkw lebe. Es habe zudem mit dem Dienstgeber überhaupt kein Gespräch über ein
konkretes Beschäftigungsverhältnis gegeben, sondern lediglich darüber, dass dieser einer Anstellung
grundsätzlich nicht abgeneigt sei. Die Voraussetzungen dafür seien aber erst Ende März vorgelegen, weshalb
die Abmeldung am 09.01.2023 zu Unrecht erfolgt sei. Darin führte sie aus, dass sie sich schon längere Zeit
darum bemüht habe, Asylwerber unterrichten zu können, ihr jedoch bislang die notwendigen Zertifizierungen
gefehlt haben. Erst aufgrund der Einstellzusage der Fa. römisch 40 sei eine Übernahme durch die belangte
Behörde möglich gewesen. Den viermonatigen Kurs habe sie im Dezember 2022 begonnen und am 29. März
2023 abgeschlossen. Aufgrund der zeitlichen Auslastung habe sie daher keine Möglichkeit gehabt, von ihrer
Abmeldung zu erfahren, zumal sie in der „Einschicht“ ohne eigenen Pkw lebe. Es habe zudem mit dem
Dienstgeber überhaupt kein Gespräch über ein konkretes Beschäftigungsverhältnis gegeben, sondern
lediglich darüber, dass dieser einer Anstellung grundsätzlich nicht abgeneigt sei. Die Voraussetzungen dafür
seien aber erst Ende März vorgelegen, weshalb die Abmeldung am 09.01.2023 zu Unrecht erfolgt sei.

3.       Mit Bescheid vom 31.07.2023 wurde die Beschwerde vom 22.05.2023 gegen den Bescheid vom
20.04.2023 in Form einer Beschwerdevorentscheidung gemäß § 14 VwGVG
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz) in Verbindung mit § 56 Abs. 2 und § 58 AlVG in Form einer
Beschwerdevorentscheidung abgewiesen.3 . Mit Bescheid vom 31.07.2023 wurde die Beschwerde vom
22.05.2023 gegen den Bescheid vom 20.04.2023 in Form einer Beschwerdevorentscheidung gemäß
Paragraph 14, VwGVG (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz) in Verbindung mit Paragraph 56, Absatz 2 und
Paragraph 58, AlVG in Form einer Beschwerdevorentscheidung abgewiesen.

Begründend führte die belangte Behörde aus, dass im Hinblick auf das Datum der konkreten
Einstellungsbestätigung am 14.12.2022 der Leistungsbezug der Beschwerdeführerin per 09.01.2023
eingestellt worden sei. Da sie im Zuge ihrer persönlichen Vorsprache bei der Regionalen Geschäftsstelle
Gmünd am 07.04.2023 einen Antrag auf Notstandshilfe geltend gemacht habe, bestehe ihr Anspruch auf
Notstandshilfe erst ab diesem Tag.

Die Beschwerdevorentscheidung wurde der Beschwerdeführerin am 02.08.2023 zugestellt.

4.       Dagegen richtete sich der am 17.08.2023 persönlich bei der belangten Behörde eingebrachte
Vorlageantrag der Beschwerdeführerin.

Darin führte sie aus, dass sie über die erfolgte Abmeldung nicht informiert worden sei. Über die rechtlichen
Folgen einer Einstellzusage bzw. die erforderliche Formulierung sei sie nie informiert worden. Um eine fixe
Einstellzusage handle es sich bei dem von ihr übermittelten Schreiben nicht.

5.       Mit verfahrensgegenständlichem Bescheid vom 04.09.2023 wurde der am 17.08.2023 eingebrachte
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Vorlageantrag der Beschwerdeführerin gemäß § 15 VwGVG als verspätet zurückgewiesen.5. Mit
verfahrensgegenständlichem Bescheid vom 04.09.2023 wurde der am 17.08.2023 eingebrachte
Vorlageantrag der Beschwerdeführerin gemäß Paragraph 15, VwGVG als verspätet zurückgewiesen.

Begründend führte die belangte Behörde aus, dass die Beschwerdevorentscheidung vom 31.07.2023 der
Beschwerdeführerin mit Wirksamkeit 02.08.2023 zugestellt worden sei. Die Beschwerdefrist habe daher am
02.08.2023 zu laufen begonnen und sei am 16.08.2023 geendet. Somit sei der am 17.08.2023 eingelangte
Vorlageantrag als verspätet zurückzuweisen.

6.       Dagegen richtete sich die am 02.10.2023 fristgerecht bei der belangten Behörde eingelangte
Beschwerde der Beschwerdeführerin.

Darin führte sie aus, dass sie alleine in einem Haus in einer kleinen Gemeinde lebe, die sich in der
„Einschicht“ am Waldrand befinde. Sie habe kein Auto und sei die nächste Bushaltestelle erst in 20 Minuten
zu Fuß erreichbar. Sie habe die Beschwerdevorentscheidung am 03.08.2023 in Schrems abgeholt. Schon auf
dem Hinweg habe sie Erkältungssymptome verspürt. Zu Hause angekommen, habe sich ihr Zustand weiter
verschlechtert, weshalb sie einen Corona-Test durchgeführt habe, der positiv ausgefallen sei. Sie sei
daraufhin zwei Wochen mit schweren Kopf- und Gliederschmerzen ans Bett gefesselt gewesen. Erst am
Abend des 16.08.2023 sei das Testergebnis erstmals negativ gewesen. Am für sie frühestmöglichen Zeitpunkt
– dies sei der 17.08.2023 gewesen – habe sie ihren Vorlageantrag bei der belangten Behörde persönlich
eingebracht.

7.       Mit Schreiben vom 10.10.2023 wurde die Beschwerde von der belangten Behörde unter
ausdrücklichem Verzicht auf die Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung dem Bundesverwaltungsgericht
zur Entscheidung vorgelegt.

8.       Am selben Tag ist der Verwaltungsakt hiergerichtlich eingelangt.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1.       Feststellungen:

Die belangte Behörde hat die notwendige Ermittlung des maßgeblichen Sachverhaltes ausreichend
durchgeführt. Auf dieser Grundlage werden folgende Feststellungen getroffen und der gegenständlichen
Entscheidung zu Grunde gelegt:

Mit Bescheid vom 31.07.2023 wurde die Beschwerde der Beschwerdeführerin vom 22.05.2023 gegen den
Bescheid vom 20.04.2023 in Form einer Beschwerdevorentscheidung abgewiesen.

Die Beschwerdevorentscheidung enthielt nachstehende Rechtsbelehrung:

„Sie können binnen zwei Wochen nach Zustellung dieser Beschwerdevorentscheidung bei der oben
angeführten regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice den Antrag stellen, dass die Beschwerde
dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird.“

Am 01.08.2023 wurde vom Zusteller erfolglos versucht, ihr diesen Bescheid an ihrer Adresse, XXXX , XXXX ,
zuzustellen. Deshalb wurde die Verständigung über die Hinterlegung in ihre Abgabeeinrichtung eingelegt und
der Bescheid ab 02.08.2023 beim zuständigen Postamt zur Abholung bereitgehalten.Am 01.08.2023 wurde
vom Zusteller erfolglos versucht, ihr diesen Bescheid an ihrer Adresse, römisch 40 , römisch 40 , zuzustellen.
Deshalb wurde die Verständigung über die Hinterlegung in ihre Abgabeeinrichtung eingelegt und der
Bescheid ab 02.08.2023 beim zuständigen Postamt zur Abholung bereitgehalten.

Am 03.08.2023 wurde das Dokument von ihr beim zuständigen Postamt behoben.

Die Frist zur Einbringung begann daher mit 02.08.2023 zu laufen und endete am 16.08.2023.

XXXX römisch 40

XXXX römisch 40

Der Vorlageantrag wurde verspätet eingebracht.
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Mit Bescheid vom 04.09.2023 wurde der Vorlageantrag der Beschwerdeführerin gemäß § 15 VwGVG als
verspätet zurückgewiesen.Mit Bescheid vom 04.09.2023 wurde der Vorlageantrag der Beschwerdeführerin
gemäß Paragraph 15, VwGVG als verspätet zurückgewiesen.

Die dagegen gerichtete Beschwerde vom 02.10.2023 wurde rechtzeitig eingebracht.

2.       Beweiswürdigung:

Der Verfahrensgang und die Feststellungen ergeben sich aus den zur gegenständlichen Rechtssache
vorliegenden Verfahrensakten der belangten Behörde und des Bundesverwaltungsgerichtes.

Die Feststellung der Zustellung der Beschwerdevorentscheidung am 02.08.2023 ergibt sich aus dem
Rückschein der Post, aus dem entnommen werden kann, dass das Dokument ab 02.08.2023 zur Abholung
bereitgehalten wurde. Dies deckt sich zudem mit dem glaubwürdigen Vorbringen der Beschwerdeführerin.

Dass die Beschwerdeführerin erkrankt ist, ergibt sich aus ihrem unbedenklichen Vorbringen.

Der Zeitpunkt der Einbringung ihres Vorlageantrags am 17.08.2023 ergibt sich aus der im Akt befindlichen
Notiz der belangten Behörde sowie dem Eingangsstempel, der ebendieses Datum aufweist. Das Datum der
Einbringung ist zudem unbestritten, zumal dies von der Beschwerdeführerin im Rahmen ihrer nunmehrigen
Beschwerde ebenso vorgebracht wurde.

3.       Rechtliche Beurteilung:

Gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte über Beschwerden gegen den Bescheid
einer Verwaltungsbehörde wegen Rechtswidrigkeit. Gemäß Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG
erkennen die Verwaltungsgerichte über Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde wegen
Rechtswidrigkeit.

Gemäß § 9 Abs. 2 Z 1 VwGVG ist belangte Behörde in den Fällen des Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG jene Behörde,
die den angefochtenen Bescheid erlassen hat – vorliegend sohin das AMS.Gemäß Paragraph 9, Absatz 2,
Ziffer eins, VwGVG ist belangte Behörde in den Fällen des Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG jene
Behörde, die den angefochtenen Bescheid erlassen hat – vorliegend sohin das AMS.

§ 56 Abs. 2 AlVG normiert die Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts zur Entscheidung über
Beschwerden gegen Bescheide einer Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice.Paragraph 56, Absatz 2, AlVG
normiert die Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts zur Entscheidung über Beschwerden gegen
Bescheide einer Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice.

Gemäß § 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz – BVwGG, BGBl. I Nr. 10/2013 in der Fassung BGBl. I Nr.
122/2013, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Die entsprechende Anordnung einer
Senatszuständigkeit enthält § 56 Abs. 2 AlVG, wonach das Bundesverwaltungsgericht über Beschwerden
gegen Bescheide einer Geschäftsstelle durch einen Senat entscheidet, dem zwei fachkundige Laienrichter
angehören, je einer aus dem Kreis der Arbeitgeber und aus dem Kreis der Arbeitnehmer.Gemäß Paragraph 6,
Bundesverwaltungsgerichtsgesetz – BVwGG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 10 aus 2013, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2013,, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch
Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.
Die entsprechende Anordnung einer Senatszuständigkeit enthält Paragraph 56, Absatz 2, AlVG, wonach das
Bundesverwaltungsgericht über Beschwerden gegen Bescheide einer Geschäftsstelle durch einen Senat
entscheidet, dem zwei fachkundige Laienrichter angehören, je einer aus dem Kreis der Arbeitgeber und aus
dem Kreis der Arbeitnehmer.

Gemäß § 7 BVwGG bestehen die Senate aus einem Mitglied als Vorsitzendem und zwei weiteren Mitgliedern
als Beisitzern. Ist in Materiengesetzen die Mitwirkung fachkundiger Laienrichter an der Rechtsprechung
vorgesehen, sind diese anstelle der Mitglieder nach Maßgabe der Geschäftsverteilung als Beisitzer
heranzuziehen. Gemäß Paragraph 7, BVwGG bestehen die Senate aus einem Mitglied als Vorsitzendem und
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zwei weiteren Mitgliedern als Beisitzern. Ist in Materiengesetzen die Mitwirkung fachkundiger Laienrichter an
der Rechtsprechung vorgesehen, sind diese anstelle der Mitglieder nach Maßgabe der Geschäftsverteilung
als Beisitzer heranzuziehen.

In der gegenständlichen Rechtssache obliegt somit die Entscheidung dem nach der jeweils geltenden
Geschäftsverteilung des Bundesverwaltungsgerichtes zuständigen Senat.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG
geregelt (§ 1 leg. cit.). Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist
durch das VwGVG geregelt (Paragraph eins, leg. cit.).

Gemäß § 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.Gemäß Paragraph 58, Absatz 2, VwGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits
kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des
IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. Nr. 194/1961, des
Agrarverfahrensgesetzes – AgrVG, BGBl. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 – DVG,
BGBl. Nr. 29/1984, und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem, dem Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren, angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte.Gemäß
Paragraph 17, VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, auf das Verfahren
über Beschwerden gemäß Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des römisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung – BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes – AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus
1950,, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 – DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984,, und im
Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden,
die die Behörde in dem, dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren,
angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte.

Gemäß § 14 VwGVG steht es der Behörde im Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
frei, den angefochtenen Bescheid innerhalb von zwei Monaten aufzuheben, abzuändern oder die Beschwerde
zurückzuweisen oder abzuweisen (Beschwerdevorentscheidung). Gemäß § 56 Abs. 2 AlVG beträgt die Frist zur
Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung durch die Geschäftsstelle zehn Wochen. § 27 ist sinngemäß
anzuwenden. Gemäß Paragraph 14, VwGVG steht es der Behörde im Verfahren über Beschwerden gemäß
Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG frei, den angefochtenen Bescheid innerhalb von zwei Monaten
aufzuheben, abzuändern oder die Beschwerde zurückzuweisen oder abzuweisen
(Beschwerdevorentscheidung). Gemäß Paragraph 56, Absatz 2, AlVG beträgt die Frist zur Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung durch die Geschäftsstelle zehn Wochen. Paragraph 27, ist sinngemäß
anzuwenden.

G e m ä ß § 15 Abs. 1 VwGVG kann jede Partei binnen zwei Wochen nach Zustellung der
Beschwerdevorentscheidung bei der Behörde den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem
Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird (Vorlageantrag). Die Beschwerdevorentscheidung tritt
mangels einer gesetzlichen Regelung nicht außer Kraft, sondern wird zum Gegenstand des
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens (vgl. Dünser, ZUV 2013/1, 17; Eder/Martschin/Schmid, Das
Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, § 15 VwGVG, K 2; Hauer, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Rz. 178;
jeweils unter Hinweis auf den diesbezüglich ausdrücklichen Willen des Gesetzgebers, vgl. RV 2009 BlgNR 24.
GP, 5). Gemäß zweiter Satz des § 15 Abs. 1 hat ein Vorlageantrag, der von einer anderen Partei als dem
Beschwerdeführer gestellt wird, die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt (§ 9 Abs.
1 Z 3) und ein Begehren (§ 9 Abs. 1 Z 4) zu enthalten. Im Umkehrschluss folgt aus dieser Vorschrift, dass der
Beschwerdeführer einen Vorlageantrag nicht zu begründen hat, ihn aber begründen kann (vgl.
Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013], Anm. 8 zu § 15 VwGVG unter Hinweis auf
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AB 2112 BlgNR 24. GP 3). Damit ist im gegenständlichen Beschwerdefall der Prüfumfang auch mit dem
Vorbringen im Vorlageantrag definiert.Gemäß Paragraph 15, Absatz eins, VwGVG kann jede Partei binnen
zwei Wochen nach Zustellung der Beschwerdevorentscheidung bei der Behörde den Antrag stellen, dass die
Beschwerde dem Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird (Vorlageantrag). Die
Beschwerdevorentscheidung tritt mangels einer gesetzlichen Regelung nicht außer Kraft, sondern wird zum
Gegenstand des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens vergleiche Dünser, ZUV 2013/1, 17;
Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, Paragraph 15, VwGVG, K 2; Hauer,
Verwaltungsgerichtsbarkeit, Rz. 178; jeweils unter Hinweis auf den diesbezüglich ausdrücklichen Willen des
Gesetzgebers, vergleiche Regierungsvorlage 2009 BlgNR 24. GP, 5). Gemäß zweiter Satz des Paragraph 15,
Absatz eins, hat ein Vorlageantrag, der von einer anderen Partei als dem Beschwerdeführer gestellt wird, die
Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3,) und ein
Begehren (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 4,) zu enthalten. Im Umkehrschluss folgt aus dieser Vorschrift,
dass der Beschwerdeführer einen Vorlageantrag nicht zu begründen hat, ihn aber begründen kann vergleiche
Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013], Anmerkung 8 zu Paragraph 15, VwGVG
unter Hinweis auf Ausschussbericht 2112 BlgNR 24. Gesetzgebungsperiode 3). Damit ist im gegenständlichen
Beschwerdefall der Prüfumfang auch mit dem Vorbringen im Vorlageantrag definiert.

§ 27 VwGVG legt den Prüfungsumfang fest und beschränkt diesen insoweit, als das Verwaltungsgericht (bei
Bescheidbeschwerden) prinzipiell (Ausnahme: Unzuständigkeit der Behörde) an das Beschwerdevorbringen
gebunden ist (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013], Anm. 1 zu § 27
VwGVG). Konkret normiert die zitierte Bestimmung: "Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit
wegen Unzuständigkeit der Behörde gegeben findet, hat es den angefochtenen Bescheid, die angefochtene
Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung
auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der Erklärung über den Umfang der
Anfechtung (§ 9 Abs. 3) zu überprüfen." Paragraph 27, VwGVG legt den Prüfungsumfang fest und beschränkt
diesen insoweit, als das Verwaltungsgericht (bei Bescheidbeschwerden) prinzipiell (Ausnahme:
Unzuständigkeit der Behörde) an das Beschwerdevorbringen gebunden ist vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Das
neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013], Anmerkung 1 zu Paragraph 27, VwGVG). Konkret normiert die
zitierte Bestimmung: "Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzuständigkeit der
Behörde gegeben findet, hat es den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausübung unmittelbarer
verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der
Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4) oder auf Grund der Erklärung über den Umfang der
Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3,) zu überprüfen."

Die zentrale Regelung zur Frage der Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte bildet § 28 VwGVG. Die
vorliegend relevanten Abs. 1 und 2 dieser Bestimmung lauten wie folgt:Die zentrale Regelung zur Frage der
Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte bildet Paragraph 28, VwGVG. Die vorliegend relevanten Absatz
eins und 2 dieser Bestimmung lauten wie folgt:

„§ 28. (1) Sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das
Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

(2) Über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst
zu entscheiden, wenn
1.         der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder
2.         die Feststellung des maßgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist“.(2) Über Beschwerden gemäß
Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu
entscheiden, wenn, 1. der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder, 2. die Feststellung des maßgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer
erheblichen Kostenersparnis verbunden ist“.

Gegenständlich steht der maßgebliche Sachverhalt im Sinne von § 28 Abs. 2 Z 1 VwGVG fest. Gegenständlich
steht der maßgebliche Sachverhalt im Sinne von Paragraph 28, Absatz 2, Ziffer eins, VwGVG fest.
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Das Bundesverwaltungsgericht hat folglich in der Sache selbst zu entscheiden.

Zu A):

1. Entscheidung in der Sache:

G e m ä ß § 15 Abs. 1 VwGVG kann jede Partei binnen zwei Wochen nach Zustellung der
Beschwerdevorentscheidung bei der Behörde den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem
Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird (Vorlageantrag).Gemäß Paragraph 15, Absatz eins,
VwGVG kann jede Partei binnen zwei Wochen nach Zustellung der Beschwerdevorentscheidung bei der
Behörde den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird
(Vorlageantrag).

Ein rechtzeitig eingebrachter und zulässiger Vorlageantrag hat gemäß Abs. 2 aufschiebende Wirkung, wenn
die BeschwerdeEin rechtzeitig eingebrachter und zulässiger Vorlageantrag hat gemäß Absatz 2,
aufschiebende Wirkung, wenn die Beschwerde

1. von Gesetzes wegen aufschiebende Wirkung hatte und die Behörde diese nicht ausgeschlossen hat;

2. von Gesetzes wegen keine aufschiebende Wirkung hatte, die Behörde diese jedoch zuerkannt hat.

Die Behörde hat dem Verwaltungsgericht den Vorlageantrag und die Beschwerde unter Anschluss der Akten
des Verfahrens vorzulegen. Gleichzeitig hat die Behörde den Parteien eine Mitteilung über die Vorlage der
Beschwerde an das Verwaltungsgericht zuzustellen; diese Mitteilung hat den Hinweis zu enthalten, dass
Schriftsätze ab Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht unmittelbar bei diesem einzubringen sind.

Verspätete und unzulässige Vorlageanträge sind gemäß Abs. 3 von der Behörde mit Bescheid
zurückzuweisen. Wird gegen einen solchen Bescheid Beschwerde erhoben, hat die Behörde dem
Verwaltungsgericht unverzüglich die Akten des Verfahrens vorzulegen. Gleichzeitig hat die Behörde den
Parteien eine Mitteilung über die Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht zuzustellen; diese
Mitteilung hat den Hinweis zu enthalten, dass Schriftsätze ab Vorlage der Beschwerde an das
Verwaltungsgericht unmittelbar bei diesem einzubringen sind.Verspätete und unzulässige Vorlageanträge
sind gemäß Absatz 3, von der Behörde mit Bescheid zurückzuweisen. Wird gegen einen solchen Bescheid
Beschwerde erhoben, hat die Behörde dem Verwaltungsgericht unverzüglich die Akten des Verfahrens
vorzulegen. Gleichzeitig hat die Behörde den Parteien eine Mitteilung über die Vorlage der Beschwerde an
das Verwaltungsgericht zuzustellen; diese Mitteilung hat den Hinweis zu enthalten, dass Schriftsätze ab
Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht unmittelbar bei diesem einzubringen sind.

Die maßgeblichen Bestimmungen des Zustellgesetzes (ZustG) lauten:

Das Dokument ist gemäß § 13 Abs. 1 ZustG dem Empfänger an der Abgabestelle zuzustellen. Ist aber auf
Grund einer Anordnung einer Verwaltungsbehörde oder eines Gerichtes an eine andere Person als den
Empfänger zuzustellen, so tritt diese an die Stelle des Empfängers.Das Dokument ist gemäß Paragraph 13,
Absatz eins, ZustG dem Empfänger an der Abgabestelle zuzustellen. Ist aber auf Grund einer Anordnung
einer Verwaltungsbehörde oder eines Gerichtes an eine andere Person als den Empfänger zuzustellen, so tritt
diese an die Stelle des Empfängers.

Kann das Dokument an der Abgabestelle nicht zugestellt werden und hat der Zusteller Grund zur Annahme,
dass sich der Empfänger oder ein Vertreter im Sinne des § 13 Abs. 3 regelmäßig an der Abgabestelle aufhält,
so ist das Dokument gemäß § 17 Abs. 1 ZustG im Falle der Zustellung durch den Zustelldienst bei seiner
zuständigen Geschäftsstelle, in allen anderen Fällen aber beim zuständigen Gemeindeamt oder bei der
Behörde, wenn sie sich in derselben Gemeinde befindet, zu hinterlegen.Kann das Dokument an der
Abgabestelle nicht zugestellt werden und hat der Zusteller Grund zur Annahme, dass sich der Empfänger
oder ein Vertreter im Sinne des Paragraph 13, Absatz 3, regelmäßig an der Abgabestelle aufhält, so ist das
Dokument gemäß Paragraph 17, Absatz eins, ZustG im Falle der Zustellung durch den Zustelldienst bei seiner
zuständigen Geschäftsstelle, in allen anderen Fällen aber beim zuständigen Gemeindeamt oder bei der
Behörde, wenn sie sich in derselben Gemeinde befindet, zu hinterlegen.

Von der Hinterlegung ist der Empfänger gemäß Abs. 2 schriftlich zu verständigen. Die Verständigung ist in
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die für die Abgabestelle bestimmte Abgabeeinrichtung (Briefkasten, Hausbrieffach oder Briefeinwurf)
einzulegen, an der Abgabestelle zurückzulassen oder, wenn dies nicht möglich ist, an der Eingangstüre
(Wohnungs-, Haus-, Gartentüre) anzubringen. Sie hat den Ort der Hinterlegung zu bezeichnen, den Beginn
und die Dauer der Abholfrist anzugeben sowie auf die Wirkung der Hinterlegung hinzuweisen.Von der
Hinterlegung ist der Empfänger gemäß Absatz 2, schriftlich zu verständigen. Die Verständigung ist in die für
die Abgabestelle bestimmte Abgabeeinrichtung (Briefkasten, Hausbrieffach oder Briefeinwurf) einzulegen, an
der Abgabestelle zurückzulassen oder, wenn dies nicht möglich ist, an der Eingangstüre (Wohnungs-, Haus-,
Gartentüre) anzubringen. Sie hat den Ort der Hinterlegung zu bezeichnen, den Beginn und die Dauer der
Abholfrist anzugeben sowie auf die Wirkung der Hinterlegung hinzuweisen.

Das hinterlegte Dokument ist gemäß Abs. 3 mindestens zwei Wochen zur Abholung bereitzuhalten. Der Lauf
dieser Frist beginnt mit dem Tag, an dem das Dokument erstmals zur Abholung bereitgehalten wird.
Hinterlegte Dokumente gelten mit dem ersten Tag dieser Frist als zugestellt. Sie gelten nicht als zugestellt,
wenn sich ergibt, dass der Empfänger oder dessen Vertreter im Sinne des § 13 Abs. 3 wegen Abwesenheit
von der Abgabestelle nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang Kenntnis erlangen konnte, doch wird die
Zustellung an dem der Rückkehr an die Abgabestelle folgenden Tag innerhalb der Abholfrist wirksam, an dem
das hinterlegte Dokument behoben werden könnte.Das hinterlegte Dokument ist gemäß Absatz 3,
mindestens zwei Wochen zur Abholung bereitzuhalten. Der Lauf dieser Frist beginnt mit dem Tag, an dem das
Dokument erstmals zur Abholung bereitgehalten wird. Hinterlegte Dokumente gelten mit dem ersten Tag
dieser Frist als zugestellt. Sie gelten nicht als zugestellt, wenn sich ergibt, dass der Empfänger oder dessen
Vertreter im Sinne des Paragraph 13, Absatz 3, wegen Abwesenheit von der Abgabestelle nicht rechtzeitig
vom Zustellvorgang Kenntnis erlangen konnte, doch wird die Zustellung an dem der Rückkehr an die
Abgabestelle folgenden Tag innerhalb der Abholfrist wirksam, an dem das hinterlegte Dokument behoben
werden könnte.

Gemäß § 32 Abs. 2 AVG iVm § 17 VwGVG enden nach Wochen, Monaten oder Jahren bestimmte Fristen, mit
Ablauf desjenigen Tages der letzten Woche oder des letzten Monats, der durch seine Benennung oder Zahl
dem Tag entspricht, an dem die Frist begonnen hat. Fehlt dieser Tag im letzten Monat, so endet die Frist mit
Ablauf des letzten Tages dieses Monats.Gemäß Paragraph 32, Absatz 2, AVG in Verbindung mit Paragraph 17,
VwGVG enden nach Wochen, Monaten oder Jahren bestimmte Fristen, mit Ablauf desjenigen Tages der
letzten Woche oder des letzten Monats, der durch seine Benennung oder Zahl dem Tag entspricht, an dem
die Frist begonnen hat. Fehlt dieser Tag im letzten Monat, so endet die Frist mit Ablauf des letzten Tages
dieses Monats.

Gemäß § 33 Abs. 1 AVG iVm § 17 VwGVG werden Beginn und Lauf einer Frist durch Samstage, Sonntage oder
gesetzliche Feiertag nicht behindert.Gemäß Paragraph 33, Absatz eins, AVG in Verbindung mit Paragraph 17,
VwGVG werden Beginn und Lauf einer Frist durch Samstage, Sonntage oder gesetzliche Feiertag nicht
behindert.

Eine nach Wochen bestimmte Frist endet demnach um Mitternacht (24 Uhr) des gleich bezeichneten Tages
der letzten Woche der Frist (VwGH vom 18.10.1996, Zl. 96/09/0153 mwN).

Gemäß § 33 Abs. 4 AVG iVm § 17 VwGVG können durch Gesetz oder Verordnung festgesetzte Fristen, wenn
nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, nicht geändert werden.Gemäß Paragraph 33, Absatz 4, AVG in
Verbindung mit Paragraph 17, VwGVG können durch Gesetz oder Verordnung festgesetzte Fristen, wenn nicht
ausdrücklich anderes bestimmt ist, nicht geändert werden.

Aufgrund des festgestellten Sachverhalts wurde die Zustellung der Beschwerdevorentscheidung vom
31.07.2023 somit mit Mittwoch, den 02.08.2023 bewirkt, da diese ab diesem Zeitpunkt zur Abholung
bereitgehalten wurde.

Die Frist zur Einbringung einer Beschwerdevorentscheidung endete somit am Mittwoch, den 16.08.2023. Der
am 17.08.2023 eingebrachte Vorlageantrag war somit verspätet.

Dafür ist es nach den dargestellten Grundsätzen unerheblich, dass die Beschwerdeführerin allenfalls kein
Verschulden an der verspäteten Einbringung trifft, da die Frist zur Einbringung eines Vorlageantrags nicht
verlängerbar ist. Die von der Beschwerdeführerin dargelegten Umstände hätten allenfalls mittels Antrags auf
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Wiedereinsetzung in den vorigen Stand geltend gemacht werden können, was sie jedoch zweifelsohne nicht
tat.

Die belangte Behörde war auch nicht dazu verpflichtet, sie über diese Möglichkeit aufzuklären, da nach der
Rechtsprechung des VwGH die Verfahrensgesetze diese nicht dazu verpflichten, die Partei vor Zurückweisung
eines unzweifelhaft verspätet erhobenen Rechtsmittels zunächst über die Möglichkeit eines
Wiedereinsetzungsantrages wegen Versäumung der Rechtsmittelfrist zu belehren; eine derartige
Verpflichtung kann auch aus § 13a AVG nicht abgeleitet werden. Das verspätet erhobene Rechtsmittel ist
vielmehr von der Behörde zurückzuweisen. Im Übrigen ist nicht ersichtlich, in welcher Weise sich die
Unterlassung einer Belehrung auf die Richtigkeit des Zurückweisungsgbescheides selbst auswirken sollte
(vgl. VwGH 15.04.1998, 98/09/0063).Die belangte Behörde war auch nicht dazu verpflichtet, sie über diese
Möglichkeit aufzuklären, da nach der Rechtsprechung des VwGH die Verfahrensgesetze diese nicht dazu
verpflichten, die Partei vor Zurückweisung eines unzweifelhaft verspätet erhobenen Rechtsmittels zunächst
über die Möglichkeit eines Wiedereinsetzungsantrages wegen Versäumung der Rechtsmittelfrist zu belehren;
eine derartige Verpflichtung kann auch aus Paragraph 13 a, AVG nicht abgeleitet werden. Das verspätet
erhobene Rechtsmittel ist vielmehr von der Behörde zurückzuweisen. Im Übrigen ist nicht ersichtlich, in
welcher Weise sich die Unterlassung einer Belehrung auf die Richtigkeit des Zurückweisungsgbescheides
selbst auswirken sollte vergleiche VwGH 15.04.1998, 98/09/0063).

Somit war ihr Vorlageantrag von der belangten Behörde jedenfalls als verspätet zurückzuweisen. Der
Bescheid vom 04.09.2023 ist daher zu Recht ergangen, weshalb ihre fristgerechte Beschwerde vom
02.10.2023 abzuweisen war.

Der Vollständigkeit halber wird jedoch erwähnt, dass nach Ansicht des erkennenden Senats selbst unter
vollständiger Zugrundelegung des Beschwerdevorbringens ohnedies nicht davon ausgegangen werden kann,
dass die Beschwerdeführerin kein Verschulden bzw. bloß ein minderer Grad des Versehens trifft. So hat sie
nämlich nicht einmal ausgeführt, dass sie sich zur Einbringung ihres Rechtsmittels nicht eines Boten bzw.
allenfalls eines Vertreters bedienen konnte und dieses auch nicht online übermitteln konnte, obwohl sie
offenkundig dazu im Stande war, dieses zu verfassen. Es folgt daher bereits aus ihrem eigenen Vorbringen,
dass die Verspätung durch mehr als einen bloß minderen Grad des Versehens verschuldet wurde. Eine
Erkrankung stellt gemäß der Rechtsprechung des VwGH für sich allein nämlich keinen Grund für eine
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand dar, sondern nur dann, wenn die Dispositionsfähigkeit der Partei auf
Grund der Krankheit beeinträchtigt ist. Für die Bewilligung der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand reicht
es aus, wenn die Partei durch die Erkrankung so weit gehandicapt war, dass ihr das Unterlassen jener
Schritte, die für die Wahrung der Frist erforderlich gewesen wären, nicht mehr als ein den minderen Grad des
Versehens übersteigendes Verschulden vorgeworfen werden kann. Es reicht aber nicht aus, wenn die Partei
gehindert war, die fristwahrende Handlung selbst zu setzen bzw. sich selbst die notwendigen Informationen
zu besorgen. Die Partei muss durch die Erkrankung auch daran gehindert gewesen sein, die Versäumung der
Frist durch andere geeignete Dispositionen, insbesondere durch Beauftragung eines Vertreters, abzuwenden
(VwGH 26.3.2001, 2000/20/0336; 22.7.2004, 2004/20/0122; 29. 11. 2007, 2007/21/0308).

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.

2. Zum Entfall einer mündlichen Verhandlung:

Gemäß § 24 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies für erforderlich hält,
von Amts wegen eine öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen.Gemäß Paragraph 24, Absatz eins,
VwGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies für erforderlich hält, von Amts wegen eine
öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen.

Gemäß § 24 Abs. 2 VwGVG kann die Verhandlung entfallen, wennGemäß Paragraph 24, Absatz 2, VwGVG
kann die Verhandlung entfallen, wenn

1.       der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde
zurückzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene
Bescheid aufzuheben, die angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und
Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung für rechtswidrig zu erklären ist oder
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2.       die Säumnisbeschwerde zurückzuweisen oder abzuweisen ist.

Gemäß § 24 Abs. 3 VwGVG hat der Beschwerdeführer die Durchführung einer Verhandlung in der Beschwerde
oder im Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen
angemessener, zwei Wochen nicht übersteigender Frist einen Antrag auf Durchführung einer Verhandlung zu
stellen. Ein Antrag auf Durchführung einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien
zurückgezogen werden.Gemäß Paragraph 24, Absatz 3, VwGVG hat der Beschwerdeführer die Durchführung
einer Verhandlung in der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist
Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht übersteigender Frist einen Antrag auf
Durchführung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchführung einer Verhandlung kann nur mit
Zustimmung der anderen Parteien zurückgezogen werden.

Gemäß § 24 Abs. 4 VwGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nichts anderes bestimmt ist, das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten
erkennen lassen, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt,
und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl.
Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.Gemäß Paragraph 24, Absatz 4, VwGVG kann, soweit durch
Bundes- oder Landesgesetz nichts anderes bestimmt ist, das Verwaltungsgericht ungeachtet eines
Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mündliche
Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem Entfall der Verhandlung
weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europäischen Union,
ABl. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.

Im gegenständlichen Fall wird das Unterlassen einer mündlichen Verhandlung darauf gestützt, dass der
Sachverhalt hinreichend geklärt erschien, weil der Sachverhalt durch die belangte Behörde nach einem
grundsätzlich ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahren festgestellt wurde und den Sachverhaltsfeststellungen
in der Beschwerde nicht substantiiert entgegengetreten wurde. Es ergibt sich unzweifelhaft aus dem
Beschwerdevorbringen, dass die – nicht verlängerbare – Rechtsmittelfrist von der Beschwerdeführerin
versäumt wurde, weshalb ihre Beschwerde mangels Stellung eines Wiedereinsetzungsantrags jedenfalls
abzuweisen war, ohne, dass es hierfür relevant wäre, ob sie an der Verspätung ein Verschulden trifft. Wie
dargelegt, ergibt sich ein solches aber ohnedies bereits aus ihrem eigenen Vorbringen. Der Sachverhalt war
somit weder in wesentlichen Punkten ergänzungsbedürftig noch erschien er in entscheidenden Punkten als
nicht richtig. Rechtlich relevante und zulässige Neuerungen wurden in der Beschwerde nicht vorgetragen.
Zudem liegt eine Rechtsfrage von keiner besonderen Komplexität vor (vgl. zum Erfordernis einer schlüssigen
Beweiswürdigung im erstinstanzlichen Bescheid und zur Verhandlungspflicht bei Neuerungen VwGH
11.11.1998, 98/01/0308, und 21.01.1999, 98/20/0339; zur Bekämpfung der Beweiswürdigung in der Berufung
VwGH 25.03.1999, 98/20/0577, und 22.04.1999, 98/20/0389; zum Abgehen von der erstinstanzlichen
Beweiswürdigung VwGH 18.02.1999, 98/20/0423; zu Ergänzungen des Ermittlungsverfahrens VwGH
25.03.1999, 98/20/0475; siehe auch VfSlg. 17.597/2005; VfSlg. 17.855/2006; zuletzt etwa VfGH 18.6.2012, B
155/12, wonach eine mündliche Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt unbestritten und die
Rechtsfrage von keiner besonderen Komplexität ist). Das Bundesverwaltungsgericht hat vorliegend daher
ausschließlich über eine Rechtsfrage zu erkennen (vgl. EGMR 20.6.2013, Appl. Nr. 24510/06,
Abdulgadirov/AZE, Rz. 34 ff). Dem Entfall der Verhandlung stehen auch weder Art 6. Abs. 1 EMRK noch Art.
47 der Charta der Grundrechte entgegen.Im gegenständlichen Fall wird das Unterlassen einer mündlichen
Verhandlung darauf gestützt, dass der Sachverhalt hinreichend geklärt erschien, weil der Sachverhalt durch
die belangte Behörde nach einem grundsätzlich ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahren festgestellt wurde
und den Sachverhaltsfeststellungen in der Beschwerde nicht substantiiert entgegengetreten wurde. Es ergibt
sich unzweifelhaft aus dem Beschwerdevorbringen, dass die – nicht verlängerbare – Rechtsmittelfrist von der
Beschwerdeführerin versäumt wurde, weshalb ihre Beschwerde mangels Stellung eines
Wiedereinsetzungsantrags jedenfalls abzuweisen war, ohne, dass es hierfür relevant wäre, ob sie an der
Verspätung ein Verschulden trifft. Wie dargelegt, ergibt sich ein solches aber ohnedies bereits aus ihrem
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eigenen Vorbringen. Der Sachverhalt war somit weder in wesentlichen Punkten ergänzungsbedürftig noch
erschien er in entscheidenden Punkten als nicht richtig. Rechtlich relevante und zulässige Neuerungen
wurden in der Beschwerde nicht vorgetragen. Zudem liegt eine Rechtsfrage von keiner besonderen
Komplexität vor vergleiche zum Erfordernis einer schlüssigen Beweiswürdigung im erstinstanzlichen Bescheid
und zur Verhandlungspflicht bei Neuerungen VwGH 11.11.1998, 98/01/0308, und 21.01.1999, 98/20/0339;
zur Bekämpfung der Beweiswürdigung in der Berufung VwGH 25.03.1999, 98/20/0577, und 22.04.1999,
98/20/0389; zum Abgehen von der erstinstanzlichen Beweiswürdigung VwGH 18.02.1999, 98/20/0423; zu
Ergänzungen des Ermittlungsverfahrens VwGH 25.03.1999, 98/20/0475; siehe auch VfSlg. 17.597 aus 2005,;
VfSlg. 17.855 aus 2006,; zuletzt etwa VfGH 18.6.2012, B 155/12, wonach eine mündliche Verhandlung
unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt unbestritten und die Rechtsfrage von keiner besonderen
Komplexität ist). Das Bundesverwaltungsgericht hat vorliegend daher ausschließlich über eine Rechtsfrage zu
erkennen vergleiche EGMR 20.6.2013, Appl. Nr. 24510/06, Abdulgadirov/AZE, Rz. 34 ff). Dem Entfall der
Verhandlung stehen auch weder Artikel 6, Absatz eins, EMRK noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte
entgegen.

Zu B) Unzulässigkeit der Revision:

Gemäß § 25a Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, BGBl. Nr. 10/1985 (VwGG), in der Fassung BGBl. I
Nr. 33/2013, hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob
die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. Gemäß Paragraph
25 a, Absatz eins, Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, (VwGG), in der
Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013,, hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig
ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.

Im konkreten Fall ist die Revision gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG, in der Fassung BGBl. I Nr. 51/2012, nicht
zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzlichen
Bedeutung zukommt. Das Erkenntnis beschäftigt sich ausschließlich mit der Frage der Rechtzeitigkeit des
Vorlageantrags vom 17.08.2023. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer solchen Rechtsprechung, des
Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu
beurteilen. Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich im vorliegenden Fall auf eine ohnehin klare
Rechtslage stützen. Diese wird durch die Erläuterungen (ErlRV 2009 BlgNR XXIV. GP, 7) gestützt, wonach
eine Einstellung des Verfahrens durch Beschluss zu erfolgen hat.Im konkreten Fall ist die Revision gemäß
Artikel 133, Absatz 4, B-VG, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 51 aus 2012,, nicht zulässig, weil
die Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzlichen Bedeutung zukommt.
Das Erkenntnis beschäftigt sich ausschließlich mit der Frage der Rechtzeitigkeit des Vorlageantrags vom
17.08.2023. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer solchen Rechtsprechung, des Weiteren ist die
vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Das
Bundesverwaltungsgericht konnte sich im vorliegenden Fall auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen. Diese
wird durch die Erläuterungen (ErlRV 2009 BlgNR römisch 24 . GP, 7) gestützt, wonach eine Einstellung des
Verfahrens durch Beschluss zu erfolgen hat.
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